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Betr.:	Sitzung der UAG Mobilität








Am 14. Dezember 1998 wurde eine ergänzende Sitzung der UAG Mobilität für den Verkehrsbereich abgehalten.


Dabei wurde Übereinstimmung dahingehend erzielt, den Bericht des BMWV in ähnlicher Form neu abzufassen wie er auch von der UAG Rechtsschutz fertiggestellt wurde. Insbesondere sollen dabei den - unterschiedlichen - Standpunkten der Behinderten- bzw. der Behördenvertreter breiterer Raum eingeräumt werden.





Die von einzelnen Sektionen bzw. vom BMWA bereits vorgebrachten Standpunkte wurde daher umformuliert, die Standpunkte der Behindertenvertreter neu formuliert.





Es darf ersucht werden, den vorliegenden Rohentwurf zu überprüfen und Ergänzungen bzw. Berichtigungen bis spätestens 21. Dezember 1998 per Fax (01-711627499) oder per E-Mail (b.raichersiegl@bmv.gv.at) an die Ab�teilung Z4 zu übermitteln. Aufgrund der Zeitvorgaben des BKA, den Gesamtbericht noch vor Jahresende fertig�zustellen, können später einlangende Beiträge nicht mehr berücksichtigt werden.
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ENTWURF





E) Bericht der Untergruppe


„Mobilität-Verkehr-Wohnen-Bauen-Freizeit-Kommunikation“





I. Allgemeiner Teil





Die unter der federführenden Zuständigkeit des Bundesministeriums für Wissenschaft und verkehr eingerichtete Unterarbeitsgruppe „Mobilität-Verkehr-Wohnen-Bauen-Freizeit-Kommunikation“ hat zwei Mal (19. Mai 1998, 10. Juni 1998), der Teilbereich Verkehr-Kommunikation ein weiteres Mal (am 14. Dezember 1998) getagt.





II. Besonderer Teil





II.1	Mobilität


II.1.1	Eisenbahnbeförderungsgesetz (EBG, BGBl.Nr. 180/1988, in der Fassung BGBl. I Nr. 15/1998; Kraftfahrliniengesetz 1952 (KflG), BGBl. Nr. 84. In der Fassung BGBl. Nr. 819/1994


II.1.1.1	Thema:


Barrierefreier Zugang zu allen öffentlichen Verkehrsmitteln


Beförderungsbedingungen


II.1.1.2	Ergebnis:


Die Behindertenvertreter merken eingangs an, daß die zitierten Bestimmungen nur beispielhaft aufge�zählt sind. Sie halten fest, daß nach ihrer Ansicht eine Diskriminierung dadurch gegeben ist, daß das Recht aller Menschen, insbesonders auch von Rollstuhlfahreren, öffentliche Verkehrsmittel ohne fremde Hilfe benutzen zu können nicht festgeschrieben ist.





Einigkeit besteht darin, daß das Fehlen derartiger Verpflichtungen zu Diskriminierungen führen kann.





Die Behördenvertreter führen dazu aus, daß eine Lösung dieses Themenbereiches nur nach Festlegung eines wirtschaftlich realistischen Umsetzungszeitraumes und nach Klärung der Finanzierung gefunden werden kann.





Die Vertreter der Behindertenorganisation legen in diesem Zusammenhang auch Wert auf die Feststel�lung, daß der Neuankauf von Fahrbetriebsmitteln, die barrierefrei zugänglich sein können in nicht barrie�refreier Ausführung eine Diskriminierung darstellt.





Seitens der zuständigen Sektion II des Bundesministeriums für Wissenschaft und Verkehr wird dazu festgehalten, daß vor einer rechtlich verbindlichen Festschreibung die kurz-, mittel- und langfristigen Asuwirkungen auf die Finanzierung solcher Fahrbetriebsmittel vorab geklärt werden müßten. 





Es besteht aber Einvernehmen darüber, daß der Entwurf für ein Nahverkehrsfinanzierungsgesetz, der im Beamtenentwurf zu § 15 vorsieht, daß die Voraussetzung zur Bereitstellung von Bundesmitteln unter anderem an die Zugänglichkeit der Systeme für in ihrer Mobilität physisch beeinträchtigte Perso�nen/Personengruppen geknüpft wird ein guter Ansatz ist, wobei nach Ansicht der Behindertenvertreter noch eine präzisere und weitergehende Formulierung hinsichtlich des Umfangs des Benutzerkreises und der Ausstattung von Vorteil wäre.





II.1.2	Luftfahrt


II.1.2.1	Problemkreis/Thema


Erfordernis eines medizinischen Attests vor Antritt des Fluges


Verbesserte Beförderung in Luftfahrzeugen


II.1.2.2	Ergebnis


Die immer wieder geforderten Atteste als Voraussetzung für eine Beförderung bzw. die Nichtbeförderung mangels Attest stellt nach Meinung der Behindertenvertreter eine Diskriminierung dar. Es wird vor�geschlagen eine Regelung zu finden, die eine Anwendung dieser IATA-Regelung bei Luftbeförderungs�unternehmen die österreichische Flughäfen anfliegen nicht gestattet.





Seitens der Obersten Zivilluftfahrtbehörde wird dazu ausgeführt, daß hinsichtlich der Benutzung der Luftfahrzeuge selbst keine nationalen Eingriffsmöglichkeiten bestehen, da diesbezügliche Anordnungen auf  ICAO/IATA-Regelungen beruhen und eine Nichtanwendung internationalen Gepflogenheiten wie sie in IATA und ICAO-Regeln enthalten sind, widersprechen würde. Eine Untersagung der Anwendung dieser Regelungen auf österreichischem Hoheitsgebiet ist daher nicht möglich.





Nach dieser Darstellung der Situation bringen die Vertreter der Behindertenorganisation das Anliegen vor, Österreich möge sich bei den zuständigen Vereinigungen dahingehend einsetzen, daß Personen mit eingeschränkter Mobilität nicht gehbehinderten Personen insofern gleichgestellt werden, als allfällige durch einen Flug  möglicherweise auftretende Gesundheitsprobleme eigenverantwortlich bekannt gege�ben werden können/müssen und nicht generell ein ärztliches Attest verlangt wird.





Seitens der Obersten Zivilluftfahrtbehörde wird zugesagt, daß Österreich dieses Anliegen mit anderen Staaten diskutieren wird.





II.2	Bauen





II.2.1	öffentlich zugängliche Baulichkeiten


II.2.1.1	Problemkreis/Thema


barrierefreier Zugang zu öffentlich zugänglichen Baulichkeiten


II.2.1.2	Ergebnis


Die Tatsache, daß öffentlich zugängliche Gebäude (wie Amtsgebäude, Kinos, Theater, Beherbergungs�betriebe, Restaurants, Bibliotheken etc. ) aber auch öffentliche Verkehrsflächen nicht barrierefrei zugäng�lich sind, stellt nach Ansicht der Behindertenvertreter eine Diskriminierung dar. Es wird gefordert, daß bei Neu- bzw. Umbauten diese Tatsache berücksichtigt wird und eine entsprechende Verpflichtung in den einschlägigen Rechtsvorschriften festgeschrieben wird.





Einvernehmen besteht, daß bei einzelnen Bahnhofsneu- bzw. umbauten bereits richtige Schritte gesetzt wurden.





Allfällige Stellungnahme des BMwA.





II.2.2	öffentliche Einrichtungen


II.2.2.1	Problemkreis/Thema


Erreichbarkeit diverser öffentlicher Einrichtungen	


II.2.2.2	Ergebnis


Bei unzähligen öffentlichen Einrichtungen sind die Bedienelemente so angebracht, daß sie von Roll�stuhlfahreren nicht erreicht werden können. Als Beispiele können Liftbedienelemente, Bankomaten, Notrufsäulen, Schalter, Kassenbänder, Fahrscheinautomaten u.ä. angeführt werden.





Die Behindertenvertreter stellen dazu die Forderung auf, daß in den entsprechenden Rechts- bzw. Ö-Normen die Verpflichtung niedergeschrieben wird, daß alle Bedienelemente für behinderte Menschen benützbar auszuführen sind.





Allfällige Stellungnahme des BMwA.





II.3	Förderungen


II.3.1	Problemkreis/Thema


Förderungen z.B. von Verkehrsverbünden, Errichtung von Bauten etc.


II.3.2.	Ergebnis


Die derzeitige Förderpraxis stellt nach Ansicht der Behindertenvertreter eine Diskriminierung dar. Art. 7 B-VG muß nach ihrer Ansicht in die Förderpraxis einfließen, so daß nur mehr Projekte die auch barriere�frei gestaltet sind, gefördert werden.





Für den Verkehrsbereich stellen die Behördenvertreter dazu fest, daß Investitionszuschüsse der öffentli�chen Hand an die Bereitschaft der Verkehrsunternehmen anknüpfen sollte, eine barrierefreie Nutzung der Verkehrsmittel sicherzustellen.





Juristische Lösungsmöglichkeit wäre jedenfalls eine Änderung der diversen Förderungsrichtlinien.








II.4.	Kommunikation


II.4.1	Telefonauskunft


II.4.1.1	Problemkreis/Thema


Geplante Gebührenpflicht für Telefonauskunft


II.4.1.2	Ergebnis


Eine allfällige Einhebung für die Beauskunftung von Telefonnummern würde zu einer Diskriminierung jener behinderter Menschen führen, die kein Telefonbuch benutzen können und daher auf eine Beaus�kunftung angewiesen sind.





Die Vertreter der Behindertenorganisationen verlangen daher, daß für diesen Personenkreis für die Aus�kunftserteilung keine höhere Gebühr verlangt werden darf, als die Anschaffung von Telefonbüchern kosten würde.





Die Oberste Fernmeldebehörde hat dazu festgehalten, daß dies kein Problem der Rechtsordnung sondern eines der Tarifgestaltung durch ein privates Unternehmen darstellt. Das Problem wurde allerdings zur Kenntnis genommen.





II.4.2	Telefongebührenbefreiung


II.4.1.1	Problemkreis/Thema


Gebührenbefreiung allgemein


Handhabung der Gebührenbefreiung


Aufhebung der Gebührenbefreiung wenn ISDN-Anschluß hergestellt wird.





II.4.1.2	Ergebnis


Die Vertreter der Behindertenorganisationen halten fest, daß es für Gehörlose eine Diskriminierung darstellt, daß die Gebührenbefreiung dann fällt, wenn ein ISDN-Anschluß hergestellt wird. Der ISDN-Anschluß bietet Gehörlosen die Möglichkeit mit Hörenden, die über kein Schreibtelefon verfügen in Kontakt zu treten und ist daher für diese Menschen ein wichtiges Instrument der Kommunikation.





Die Oberste Fernmeldebehörde hat dazu mitgeteilt, daß die Probleme im Zusammenhang mit Gebühren�befreiungen bekannt ist. Derzeit wird überlegt, das Fördersystem von einer Objektförderung auf eine Subjektförderung umzustellen (Direktzahlung statt Befreiung). Ein solches System würde dem An�spruchsberechtigten ermöglichen sowohl die Art des Anschlusses (Festnetz oder Mobiltelephon) sowie den Anbieter frei zu wählen. Zur Realisierung dieses Projekts werden demnächst Gespräche zwischen dem BMWV/OFB und dem BMAGS aufgenommen werden.





II.4.3	Dienste für Telefonate zwischen Hörenden und Gehörlosen


II.4.3.1	Problemkreis/Thema


Einrichtung eines Dienstes der bei Gesprächen zwischen Hörenden und Gehörlosen vermittelt.


II.4.3.2	Ergebnis


Das Fehlen einer solchen Einrichtung stellt nach Ansicht der Vertreter der Behindertenorganisationen eine Diskriminierung dar. In keinem der bestehenden Gesetze bzw. Verträgen zwischen den Anbietern wird die Verpflichtung nach Einrichtung eines solchen Dienstes vorgesehen.





Stellungnahme der OFB





II.4.4	Rundfunkgesetz


II.4.4.1	Problemkreis/Thema


§ 2 Rundfunkgesetz


II.4.4.2	Ergebnis


Die Vertreter der Behindertenorganisationen kritisieren, daß die Bestimmung des § 2 Rundfunkgesetzes  keinen Hinweis darauf enthält, daß Gehörlose ein Recht auf eine Untertitelung von Fernsehprogrammen haben. Diese Unterlassung stellt nach Ansicht der Behindertenorganisationen eine Diskriminierung dar.





Ein erster Schritt wäre nach Ansicht der Vertreter der Behindertenorganisationen eine Untertitelung zumindest aller Informationssendungen.





Stellungnahme der OFB 


